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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 29. Januar 1957 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich 
Schweden über den Luftverkehr 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens ist in deutscher und schwedischer 
Sprache beigefügt. 

Federführend sind die Bundes minister für Verkehr und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner 177. Sitzung am 24. Mai 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, geigen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheiben. Der Bundesrat ist der 
Auffassung, daß das Gesetz gemäß Artikel 105 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Drude: Bonner Unlversltäts-Budidruckerel, Bonn 
AUeln vertrieb : Dr. Hans Heeer. Bad Godesbertf 



Entwurf eines Gesetzes 

ZU dem Abkommen vom 29. Januar 1957 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Schweden 

über den Luftverkehr 


Der Bundestaig hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 29. Januar 1957 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Schweden 
über den Luftverkehr wird zugestimmt. Das 
Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Artikel 7 und 12 des Abkommens finden 
im Saarland vom Ende der Übergangszeit 
nach Artikel 3 des Saarvertrages vom 
27. Oktober 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) 
an Anwendung. § 16 des Gesetzes über die 
Einghederung des Saarlandes vom 23. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1011) 
bleibt unberührt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 20 In Kraft tritt, Ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


L Allgemeine Bemerkungen 

Schwerpunkt des deutschen Luftverkehrs ist 
der internationale Fluglinienverkehr. Er 
kann nur betrieben werden, wenn die aus- 
ländlschen Staaten, die überflogen oder an- 
geflogen werden sollen, dem deutschen Luft- 
verkehr entsprechende Flugredite einräumen. 
Alle Bestrebungen, den internationalen Flug- 
linienverkehr umfassend durch multilaterale 
Abkommen zu regeln, haben bisher nicht zu 
einem nennenswerten Erfolg geführt. Nach 
der Vereinbarung vom 7. Dezember 1944 
über den Durchflug im Internationalen Flug- 
linienverkehr'**) (BGBl. 1956 II S. 442) ist 
zwar den Vertragsstaaten das Recht des 
Überflugs und das Recht zur Durchführung 
nichtgewerblicher Landungen gestattet. Nach 
Artikel 6 des Abkommens von Chicago vom 
7. Dezember 1944 über die Internationale 
Zivilluftfahrt'*') (BGBl. 1956 II S. 412) kann 
jedoch das wichtige Recht zur Vornahme 
kommerzieller Landungen im Fluglinienver- 
kehr in Übereinstimmung mit dem völker- 
rechtlichen Grundsatz, daß jeder Staat die 
Lufthoheit über seinem Gebiet besitzt, nur 
„mit der besonderen Ermächtigung oder mit 
einer anderweitig erteilten Genehmigung“ 
des Staates, dessen Gebiet berührt wird, aus- 
geübt werden. Nach allgemeinen internatio- 
nalen Gepflogenheiten werden diese Rechte 
grundsätzlich In zweiseitigen Luftverkehrs- 
abkommen eingeräumt. 

Zweiseitige Luftverkehrsabkommen sind be- 
reits vom Deutschen Reich vor dem zweiten 
Weltkrieg abgeschlossen worden, sie sind je- 
doch veraltet und müssen erneuert werden. 

Nach Delegationsverhandlungen In Bonn 
(November 1955) und in Kopenhagen (Ende 
August 1956) wurde das Abkommen zu- 
sammen mit den gleichlautenden Luftver- 
kehrsabkommen mit den Königreichen 
Dänemark und Norwegen am 29. Januar 
1957 in Bonn unterzeichnet. 

Mit dem Inkrafttreten des Abkommens wer- 
den die derzeitigen beträchtlichen Flugrechte 
des Luftverkehrsunternehmens „Scandina- 
vian Airlines System“ (SAS), die noch auf 
Besatzungsrecht beruhen und nach Artikel 4 
des Zwölften Teils des Vertrages zur Rege- 

^*) für die Bundesrepublik Deutschland wirksam 
geworden am 8. Juni 1956 (Bekanntmachung 
vom 12. Oktober 1956 — BGBl. II S. 934) 


lung aus Krieg und Besatzung entstandener 
Fragen — Überleitungsvertrag (BGBl. II 
S. 457) — einstweilen weiterbestehen, auf- 
gehoben und In einer Form geregelt, die den 
deutschen Verkehrsinteressen besser Rech- 
nung trägt. Hierbei wurden die Translt-Ver- 
kehrsrechte des SAS über dem Bundesge'biet 
auf ein Maß beschränkt, das einen Ausgleich 
zwischen den Interessen der beiderseitigen 
Luftverkehrsunternehmen unter Berück- 
sichtigung der engen handeis- und wirt- 
schaftspolitischen Beziehungen beider Ver- 
tragsstaaten darstellt. 

Die beiderseits eingeräumten Verkehrsrechte 
sind In einem bis zum 31. März 1960 be- 
fristeten Fluglinienplan festgelegt, der durch 
Notenaustausch vereinbart wurde (siehe 
Artikel 2 Abs. 2). Eine Vereinbarung in die- 
ser Form Ist gewählt worden, um die Flug- 
linienrechte jeweils den Verkehrsanforde- 
rungen leichter anpassen zu können. 

Die deutschen Luftverkehrsunternehmen 
sind zum Betrieb folgender Linien berech- 
tigt: 

Linie 1: von Punkten In der Bundesrepu- 
blik Deutschland über Zwischen- 
landepunkte im Königreich Däne- 
mark nach Malmö, Göteborg, 
Stockholm; 

Linie 2: von Punkten In der Bundesrepu- 
blik Deutschland über Zwischen- 
landepunkte im Königreich Däne- 
mark nach Malmö, Göteborg, 
Stockholm sowie darüber hinaus 
nach Punkten In Nordwest-, 
Nord- und Nordosteuropa; 

Linie 3: von Punkten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland über Zwischen- 
landepunkte im Königreich Däne- 
mark nach Malmö, Göteborg, 
Stockholm sowie darüber hinaus 
nach Punkten in Nord- und 
Nordwesteuropa und in Nord- 
amerika. 

Die schwedischen Luftverkehrsunternehmen 
sind zum Betrieb folgender Linien berech- 
tigt: 

von Punkten im Königreich Schweden über 
Zwischenlandepunkte im Königreich Däne- 
mark 
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Linie 1: nach Hamburg, Bremen, Hanno- 
ver, Düsseldorf, Köln-Bonn, Frank- 
furt (Main), Stuttgart, Nürnberg, 
München; 

Linie 2: nach Hannover oder Nürnberg 
oder München und darüber hinaus 
nach Punkten in Mittel-, Süd- und 
Südosteuropa; 

Linie 3: nach Hannover und/oder Stutt- 
gart und darüber hinaus nach 
Punkten in Frankreich, Spanien 
und Portugal; 

Linie 4: nach Hamburg und Bremen so- 
wie darüber hinaus nach Punkten in 
Europa nordwestlich der Bundes- 
republik Deutschland und In 
Nordamerika; 

Linie 5: nach Frankfurt (Main) sowie dar- 
über hinaus nach Punkten in der 
Schweiz, Portugal, Nordwestafrika 
und Südamerika; 

Linie 6: nach Hamburg und/oder Frank- 
furt (Main) und/oder München so- 
wie darüber hinaus nach Punkten 
in Mittel-, Süd- und Südosteuropa 
und Afrika; 

Linie 7 a: nach Bremen oder Hannover oder 
Düsseldorf oder Stuttgart oder 
Nürnberg oder München sowie 
darüber hinaus nach Punkten in 
Süd- und Südosteuropa, Ägypten 
und im Nahen Osten; 

Linie 7 b: nach Hamburg oder Bremen oder 
Hannover oder Düsseldorf oder 
Stuttgart oder Nürnberg oder 
München sowie darüber hinaus 
nach Punkten In Süd- und Südost- 
europa, Ägypten, Abadan, Pa- 
kistan, Indien, Ceylon, Südost- 
asien, Hongkong, China, Korea, 
Japan und Australasien. 

Die benannten Unternehmen beider Ver- 
tragsstaaten können auf den vorbezeichne- 
ten Linien Punkte auslassen unter der Vor- 
aussetzung, daß der Ausgang einer Linie im 
Gebiet des Vertrag.sstaates liegt, der das 
Unternehmen benannt hat. 

Zusätzlich wurde In einem weiteren Noten- 
wechsel hinsichtlich der Häufigkeit der Flug- 
dienste auf den schwedischen Fluglinien fol- 
gendes vereinbart: 

l.Die Häufigkeit des Fluglinienverkehrs auf 
Linie 2 wird 


a) falls Wien — gleichgültig, ob als End- 
oder Transithafen — angeflogen wird, 
auf drei Dienste In der Woche und 

b) für den Verkehr mit der Türkei auf 
sieben Dienste in der Woche festgelegt. 

2. Die Häufigkeit der Flugdienste auf Linie 3 
wird auf zwei Dienste in der Woche fest- 
gelegt. 

3. Die Häufigkeit der Flugdienste auf Linie 4 
wird auf sechs Dienste In der Woche mit 
Landung in Hamburg und auf einen 
Dienst in der Woche mit Landung in Bre- 
men festgelegt. 

4. Die Häufigkeit der Flugdienste auf Linie 5 
wird auf einen Flug in der Woche fest- 
gelegt. 

5. Die Häufigkeit der Flugdienste auf Linie 7 
wird für den Verkehr mit Libanon, Iran, 
Irak und Syrien auf vier Dienste in der 
Woche festgelegt. Der Anflug von Abadan 
wird von dieser Regelung nicht betroiffen. 

Der Umfang -des Verkehrs mit Mittel-, Süd- 
und Südosteuropa ist durch die ßestim- 
mungen zu 1. auch für die Linien 6 und 7 
festgelegt. Auf diesen Linien darf also kein 
zusätzlicher Verkehr mit Mittel-, Süd- und 
Südosteuropa stattfinden. 

11. Besondere Bemerkungen zu dem 
Abkommen 

Artikel 2 Abs. 1 legt die Rechte fest, welche 
sich die Vertragsstaaten zur Durchführung 
des Fluglinienverkehrs durch die benannten 
Unternehmen gegenseitig einräumen. Ge- 
währt werden das Recht des Überflugs 
(1. Freiheit), das Recht der Landung zu 
nichtgewerblichen Zwecken (2. Freiheit) und 
das Recht, Fluggäste, Post und Fracht abzu- 
setzen (3. Freiheit) und aufzunehmen 
(4. Freiheit), wobei die Beförderung auch 
von und nach einem dritten Staat vorgenom- 
men werden kann (5. Freiheit). Die Einräu- 
mung aller 5 Freiheiten entspricht der anzu- 
strebenden Liberalisierung der Weltluftfahrt. 
Sie gewährleistet allein die volle Ausnutzung 
der bereitgestellten Kapazitäten. 

Alle Rechte werden nur zur Durchführung 
internationalen Luftverkehrs eingeräumt. 
Daraus ergibt sich, daß auf Grund des Ab- 
kommens Kabotagerechte nicht beansprucht 
werden können. Sollen diese ausnahmsweise 
gewährt werden, bedarf es einer besonderen 
Genehmigung. 
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Absatz 2 behandelt den Fluglinienplan. 

Nach Artikel 3 Abs. 1 kann u. a. der verein- 
barte Flughnlenverkehr erst dann begonnen 
werden, wenn ein Vertragsstaat dem anderen 
das oder die Unternehmen benannt hat, 
welche die einzelnen Linien betreiben wer- 
den. Da das nationale schwedische Luftver- 
kehrsunternehmen „Aktiebolage Aerotrans- 
port“ (ABA) mit dem dänischen Unterneh- 
men „Det Danske Luftfartselskab“ (DDL) 
und dem norwegischen Unternehmen „Det 
Norske Luftfartselskap“ (DNL) unter der 
Bezeichnung „Scandinavlan Airlines System“ 
(SAS) eine Betriebsgemeinschaft bildet, 
wurde in einem weiteren Notenwechsel vom 
29. Januar 1957 vereinbart, daß das König- 
reich Schweden auch das SAS benennen kann. 

Artikel 6 sieht für die Flughafengebühren 
gegenseitige Inländei"behandlung vor. 

Die in Artikel 7 Abs. 1 bis 4 vereinbarten 
Zollregelungen entsprechen dem geltenden 
Recht. Nach § 1 der Verordnung über Zoll- 
behandlung von Nahrungs- und Genußmit- 
teln im internationalen Fluglinienverkehr 
vom 25. Juni 1956 (BGBl. I S. 647) bleiben 
Nahrungs- und Genußmittel, die von einem 
Luftfahrzeug eingebracht und zum alsbaldi- 
gen Verbrauch an Bord ausgegeben werden, 
abgabenfrei, wenn das Luftfahrzeug Flug- 
gäste ausschließlidi im internationalen Flug- 
linienverkehr befördert und bei Zwischen- 
landungen zollamtlich überwadit werden 
kann. 

Absatz 3 soll sicherstellen, daß die Durchfüh- 
rung der nach den Absätzen 1 bis 4 getroffe- 
nen Vereinbarungen nicht durch wirtschaft- 
liche Ein-, Aus- oder Durchfuhrverbote ver- 
hindert wird. Verbote aus anderen als wirt- 
schaftlichen Gründen, z. B. sanitäre Vor- 
schriften usw., werden durch das Abkom- 
men, wie In seinem Artikel 5 Abs. 2 aus- 
drücklich klargestellt ist, nicht betroffen. 

Artikel 9 gewährleistet, daß die von den be- 
nannten Unternehmen bereitgestellte Kapa- 
zität (angebotene Nutzlast und Häufigkeit 
des Verkehrs) in ein angemessenes Verhält- 
nis zur Verkehrsnachfrage gebracht wird. Die 
Bestimmung ist an das am 11. Februar 1946 
zwischen Großbritannien und den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika abgeschlossene Ber- 
muda-Abkommen angelehnt, welches inso- 
weit eine Fortbildung der von der ICAO 
eingeleiteten freiheitlichen Behandlung des 
Fluglinienverkehrs enthält. Besonders ein- 


gehend wird in Absatz 3 Satz 2 das Recht 
der 5. Freiheit behandelt, das nur unter Be- 
achtung der unter Buchstaben a bis c genann- 
ten Gesichtspunkte ausgeübt werden darf. 
Insgesamt ist die Vorschrift so elastisch ge- 
halten, daß jeder Vertragsstaat die Interessen 
seiner für die Ausübung der vereinbarten 
Fluglinienrechte benannten Unternehmen 
gegenüber dem anderen Vertragsstaat wirk- 
sam vertreten kann. 

Artikel 10 verpflichtet die Luftfahrtbehör- 
den zum Austausch statistischer Unterlagen 
zwecks Nachprüfung der von den benannten 
Unternehmen bereitgestellten Kapazitäten. 
Die Vorschrift ergänzt Insofern Artikel 9. 

Artikel 11 enthält die Grundsätze für die 
Festsetzung der auf den festgelegten Linien 
anzuwendenden Tarife. Diese sollen zwecks 
Vermeidung eines unerwünschten Konkur- 
renzkampfes nach Möglichkeit zwischen den 
beteiligten Unternehmen auf Grund des 
Tariffestsetzungsverfahrens der International 
Air Transport Association (lATA) festge- 
setzt werden und sind den Luftfahrtbehör- 
den zur Genehmigung vorzulegen. Einigen 
sich die Unternehmen nicht, so versuchen die 
Luftfahrtbehörden, die Tarife festzulegen. 
Gelingt dies ebenfalls nicht, so ist die Ange- 
legenheit einem nach Artikel 16 zu bilden- 
den Schiedsgericht zu unterbreiten. 

Artikel 14 bis 16 befassen sich mit dem Mei- 
nungsaustausch zwischen den Luftfahrtbe- 
hörden, der Konsultation zwischen den Ver- 
tragsstaaten imd dem Schiedsgerichtsverfah- 
ren. Diese Regelung ist in Luftverkehrs- 
abkommen üblich und zweckmäßig. 

III. Geltungsbereich des Abkommens 

Das Abkommen gilt im Hinblick auf Arti- 
kel 5 des Zwölften Teils des Oberleitungs- 
vertrages einstweilen nicht für Berlin. Eine 
Erstrechung des Abkommens und des Ge- 
setzes auf Berlin muß der zukünftigen poli- 
tischen Entwicklung vor'behalten bleiben. 


IV. Begründung des Zustimmungsgesetzes 

Das Abkommen bedarf nach Artikel 59 
Abs. 2 GG der Zustimmung der für die 
Bundesgesetzgebung zuständigen Körper- 
schaften in der Form eines Bundesgesetzes, 
weil es sich auf Gegenstände der Bundesge- 
setzgeburig bezieht. 



Artikel 2: Die Einführung von Rechtsvor- 
schriften der Bundesrepublik Deutschland 
Im Saarland kann nur nach Maßgabe der 
Vorschriften des Vertrages zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Fran- 
zösischen Republik zur Regelung der Saar- 
frage erfolgen. Die Anwendung der Artikel 7 
und 12 des Abkommens, die zoll- und 
devisenrechtliche Vorschriften enthalten, ist 
daher für das Saarland bis zum Ablauf der 
Übergangszeit atiszusdiließen (Artikel 3, 12, 
13 und 15 des Saarvertrags). 

Artikel 3 entspricht dem Erfordernis des 
Artikels 82 Abs. 2 GG. Der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Abkommens ist ebenfalls 
im Bundesgesetzblatt bekanntzumachen. 

Wegen der in Artikel 7 vorgesehenen Ver- 
günstigungen, die auch die Biersteuer be- 
rühren, bedarf das Gesetz nach Artikel 105 
Abs. 3, 106 Abs. 2 GG der Zustimmung des 
Bundesrates. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Schweden 
über den Luftverkehr 

Luftfartsöverenskommelse 
mellan Förbundsrepubliken Tyskland 
och Konungariket S vorige 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Königreich Schweden 

HABEN in dem Wunsche, ein Abkommen zur Förderung 
des Luftverkehrs zwischen ihren Gebieten und darüber 
hinaus zu schließen, 

FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieses Abkommens bedeuten, so- 
weit sich aus dem Inhalt des Abkommens nichts anderes 
ergibt, 

a) „Luftlahrtbehörde", in der Bundesrepublik Deutsch- 
land den Bundesminister für Verkehr, in dem König- 
reich Schweden das Königliche Amt für Zivile Luft- 
fahrt oder in beiden Fällen jede andere Person 
oder Stelle, die zur Ausübung der diesen obliegen- 
den Aufgaben ermächtigt sein wird; 

b) „Hoheitsgebiet" in bezug auf einen Staat das Land- 
gebiet und die unter dessen Staatsgewalt stehenden 
daran angrenzenden Hoheitsgewässer; 

( ) „Benanntes Unternehmen" ein Luftverkehrsunter- 
nehmen, das ein Vertragsstaat dem anderen Ver- 
tragsstaat nach Artikel 3 schriftlich als das Unter- 
nehmen benannt hat, das die nach Artikel 2 Absatz 2 
dieses Abkommens festgelegten Fluglinien betreiben 
soll ; 

1) „Flnglinienverkehr" einen planmäßigen Luftverkehr, 
der zum Zwecke der öffentlichen Beförderung von 
Fluggästen, Fracht und Post durch Luftfahrzeuge 
betrieben wird; 

e) „Internationaler Fluglinienverkehr" einen Flug- 
linienverkehr, der durch den Luftraum über dem 
Hoheitsgebiet von mehr als einem Staat führt; 

f) „Landung zu nichtgewerblichen Zwecken" eine Lan- 
dung für andere Zwecke als zum gewerblichen Auf- 
nehmen oder Absetzen von Fluggästen, Fracht und 
Post. 

Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt dem anderen Vertrags- 
staat zur Durchführung von internationalem Fluglinien- 
verkehr durch die benannten Unternehmen folgende 
Rechte: 

das Recht des Überflugs, 

das Recht der Landung zu nichtgewerblichen 
Zwecken und 

das Recht des Ein- und Ausflugs zur Durchführung 
von gewerblichem internationalem Verkehr mit 
Fluggästen, Post und Fracht an den Orten in seinem 
Hoheitsgebiet, die bei jeder nach Absatz 2 fest- 
gelegten Linie aufgeführt sind. 


Förbundsrepubliken Tyskland 
och 

Konungariket Sverige 

SOM ÖNSKA sluta ett avtal ägnat att främja luftfarten 
mellan de bägge ländernas territorier och därutöver 

HA ÖVERENSKOMMIT OM FÖLJANDE: 

Artikel 1 

Vid denna överenskommelses tillämpning avses, sä- 
vida intet annat framgär av överenskommelsens inne- 
häll, med 

a) "luftfartsmyndighet", i Förbundsrepubliken Tysk- 
land förbundsministern för kommunikationerna, 
i Konungariket Sverige Kungliga Luftfartsstyrelsen, 
eher i bäda fallen varje annan person eller myn- 
dighet, som befullmäktigas fullgöra de dessa ävi- 
lande uppgifterna; 

b) "territorium" i förhällande tili en stat det landom- 
rade och därtill gränsande tcrritorialvatten, vilka 
lyda under dess överhöghet; 

c) "utsett lufttrafikföretag" ett lufttrafikföretag, vilket 
i enlighet med Artikel 3 av den ena avtalsslutande 
parten skriftligen lör den andra avtalsslutande 
parten anmälts säsom det företag, som skall driva 
trafik pä de i enlighet med Artikel 2 stycket 2 
fastställda flyglinjerna; 

d) "lufttrafik" en regelbunden lufttrafik, som är öppen 
för allmänheten och som bedrives i syfte att be- 
fordra passagerare, gods och post med luftfartyg; 

e) "internationell lufttrafik" en lufttrafik, som sträcker 
sig genom luftnimmet över mer än en stats terri- 
torium; 

f) "landning för andra än trafikändamäl", landning 
för varje annat ändamäl än för att mot ersättning 
taga ombord eller avlämna passagerare, gods eller 
post. 

Artikel 2 

{!) Envar av de avtalsslutande parterna beviljar den 
andra avtalsslutande parten följande rättigheter för ge- 
nomförandet av internationell lufttrafik genom de ut- 
sedda företagen: 

rätt tili överflygning 

rätt tili landning för andra än trafikändamäl och 

rätt tili in- och utflygning för genomförandet av 
internationell lufttrafik med passagerare, gods och 
post mot ersättning pä de platser inom dess terri- 
torium, vilka uppräknas pä varje enligt stycket 2 
fastställd linje. 
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(2) Die Linien, welche die benannten Unternehmen der 
beiden Vertragsstaaten zu betreiben berechtigt sind, 
werden in einem Fluglinienplan festgelegt, der in einem 
Notenwechsel zu vereinbaren ist. 

Artikel 3 

(1) Mit dem Betrieb des internationalen Fluglinienver- 
kehrs auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten 
Linien kann jederzeit begonnen werden, wenn 

a) der Vertragsstaat, dem die Rechte gewahrt sind, 
das oder die Unternehmen schriftlich benannt 
hat, welche die einzelnen Linien betreiben 
werden, 

b) der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, dem 
oder den benannten Unternehmen die Geneh- 
migung erteilt hat, den internationalen Linien- 
verkehr auf den nach Artikel 2 Absatz 2 fest- 
gelegten Linien zu eröffnen. 

(2) Der Vertragsstaat, der die Rechte gewährt, wird 
vorbehaltlich der Bestimmungen der Absätze 3 und 4 
und vorbehaltlich der Verständigung nach Artikel 11 
unverzüglich die Genehmigung zum Betrieb des inter- 
nationalen Fluglinienverkehrs erteilen. 

(3) Jeder Vertragsstaat ist berechtigt, von dem oder 
den benannten Unternehmen des anderen Vertragsstaates 
den Nachweis zu verlangen, daß diese Unternehmen in 
der Lage sind, den Erfordernissen zu entsprechen, die 
durch die Gesetze und Vorschriften des erstgenannten 
Staates für die Durchführung des internationalen Luft- 
verkehrs vorgeschrieben sind. 

(4) Jeder Vertragsstaat behält sich das Recht vor, 
einem von dem anderen Vertragsstaat benannten Unter- 
nehmen die Ausübung der in Artikel 2 gewährten Rechte 
zu verweigern, wenn das Unternehmen nicht in der Lage 
ist, auf Verlangen den Nachweis zu erbringen, daß ein 
wesentlicher Teil des Eigentums an dem Unternehmen 
und seine tatsächliche Kontrolle Staatsangehörigen oder 
Körperschaften des anderen Vertragsstaates oder diesem 
selbst zusteht. 

Artikel 4 

(1) Jeder Vertragsstaat kann die nach Artikel 3 Absatz 2 
erteilte Genehmigung widerrufen oder einschränken, 
wenn ein benanntes Unternehmen die Gesetze und Vor- 
schriften des Vertragsstaates, der die Rechte gewährt, 
oder die Bestimmungen dieses Abkommens nicht befolgt 
oder die daraus sich ergebenden Verpflichtungen nicht 
erfüllt. Das gleiche gilt, wenn der Nachweis nach Artikel 3 
Absatz 4 nicht erbracht wird. 

Von diesem Recht wird jeder Vertragsstaat nur nach 
einer Konsultation nadi Artikel 15 Gebrauch machen, es 
sei denn, daß zur Vermeidung weiterer Verstöße gegen 
Gesetze oder Vorschriften eine sofortige Einstellung des 
Betriebes oder sofortige Auflagen erforderlich sind. 

(2) Jeder Vertragsstaat hat das Recht, durch schrift- 
liche Mitteilung an den anderen Vertragsstaat die Be- 
nennung eines Unternehmens rückgängig zu machen, um 
es durch ein anderes Unternehmen zu ersetzen. Das neu 
benannte Unternehmen genießt dieselben Rechte und 
unterliegt denselben Verpflichtungen wie das Unter- 
nehmen, an dessen Stelle es getreten ist. 

Artikel 5 

(1) Die Gesetze und Vorschriften eines jeden der 
beiden Vertragsstaaten, die den Einflug von Luftfahr- 
zeugen des internationalen Luftverkehrs in sein Hoheits- 


(2) De linjer, pä vilka de av de bäda avtalsslutande 
parterna utsedcla företagen äga rätt att driva trafik, fast- 
ställas i en linjeförteckning, varom överenskommelse 
skall träffas i en noteväxling. 

Artikel 3 

(1) Den internationella lufttrafiken pä de enligt Ar- 
tikel 2 stycket 2 fastställda linjerna mä päbörjas sä 
snart: 

a) den avtalsslutande part, som beviljats ifrägava- 
rande rättigheter, skriftligen utsett det eller de 
lufttrafikföretag, som skola trafikera de olika lin- 
jerna, 

b) den avtalsslutande part, som beviljar ifrägavarande 
rättigheter, lämnat tillständ för det eller de utsedda 
företagen att upptaga internationell lufttrafik pä 
de enligt Artikel 2 stycket 2 fastställda linjerna. 

(2) Den avtalsslutande part, som beviljar rättigheterna, 
skall med förbehäll för bestämmelserna i styckena 3 och 
4 samt under förutsattning av samförständ enligt Ar- 
tikel 11 omedelbart lämna tillständ tili bedrivande av 
den internationella lufttrafiken. 

(3) Envar av de avtalsslutande parterna är berättigad 
att älägga det eller de av den andra avtalsslutande 
parten utsedda företagen att styrka, att de kunna upp- 
fylla de villkor, som föreskrivas i den förstnämnda sta- 
tens lagar och bestämmelser i fräga om bedrivande av 
internationell lufttrafik. 

(4) Envar av de avtalsslutande parterna förbehäller 
sig rätten att vägra ett av den andra avtalsslutande 
parten utsett företag rätten att utöva de i Artikel 2 
lämnade rättigheterna, om företaget icke pä begäran kan 
styrka att en väsentlig del av äganderätten tili och den 
verkliga kontrollen över detta företag innehaves av 
medborgare eller juridiska personer tillhörande den 
andra avtalsslutande parten eller denna själv. 


Artikel 4 

(1) Envar av de bäda avtalsslutande parterna kan 
äterkalla eller inskränka sädant tillständ, som lämnats i 
enlighet med Artikel 3 stycket 2, om ett utsett företag 
underläter att ställa sig den avtalsslutande parts, som 
beviljat rättigheterna, lagar och förordningar eller be- 
stämmelserna i detta avtal tili efterrättelse eller att 
uppfylla de förpliktelser, som därur kunna härledas. Det- 
samma skall gälla när bevis enligt Artikel 3 stycket 4 
icke företes. 

Envar av de avtalsslutande parterna förbinder sig att 
utnyttja denna rättighet endast efter konsultation enligt 
Artikel 15, utom fÖr det fall att ett omedelbart instäl- 
lande av trafiken eller omedelbara pabud äro nödvändiga 
för undvikande av fortsatta överträdelser av lagar eller 
bestämmelser. 

(2) Envar av de bäda avtalsslutande parterna äger 
rätt att genom skriftligt meddelande tili den andra av- 
talsslutande parten äterkalla utseendet av ett företag för 
att ersätta det med ett annat företag. Det nyutsedda 
företaget skall ätnjuta samma rättigheter och vara un- 
derkastat samma förpliktelser som det företag i vars 
Ställe det trätt. 

Artikel 5 

(1) Avtalsslutande parts lagar och förordningar 
angäende ankomst tili och avfärd frän dess terri- 
torium av luftfartyg i internationell trafik eller sädana 
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gebiet oder deren Ausflug aus seinem Hoheitsgebiet 
oder den Betrieb und Verkehr solcher Luftfahrzeuge 
innerhalb seines Hoheitsgebietes betreffen, finden auf 
Luftfahrzeuge, die von den benannten Unternehmen des 
anderen Vertragstaates verwendet werden, Anwendung. 

(2) Die Gesetze und Vorschriften eines jeden der 
beiden Vertragsstaaten, die den Einflug in sein Hoheits- 
gebiet oder den Ausflug aus seinem Hoheitsgebiet von 
Fluggästen, Besatzungen, Post oder Fracht (z. B. Vorschriften 
über Einreise, Abfertigung, Einwanderung, Pässe, Zölle, 
Quarantäne) betreffen, finden auf die Fluggäste, Besat- 
zungen, Post oder Fracht der Luftfahrzeuge des anderen 
Vertragsstaates während ihres Aufenthaltes in seinem 
Hoheitsgebiet Anwendung. 


Artikel 6 

Die Gebühren, die in jedem Vertragsstaat für die Be- 
nutzung der Flughäfen und anderer Luftfahrteinrichtungen 
durch die Luftfahrzeuge des anderen Vertragsstaates 
erhoben werden, dürfen nicht höher als für die einhei- 
mischen Luftfahrzeuge sein. 


Artikel 7 

(1) Die Vertragsstaaten gewähren für die Luftfahr- 
zeuge, die von einem benannten Unternehmen des 
anderen Vertragsstaates ausschließlich im internationalen 
Luftverkehr verwendet werden, die folgenden Abgaben- 
vergünstigungen: 

1. Die von den benannten Unternehmen des einen 
Vertragsstaates verwendeten Luftfahrzeuge, die 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates 
einfliegen und wieder ausfliegen oder es durch- 
fliegen, einschließlich der an Bord befindlichen 
Ausrüstungsgegenstände und Ersatzteile bleiben 
frei von Zöllen und sonstigen, bei der Ein-, Aus- 
und Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben. 

2. Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände, die 

a) aus den in Nummer 1 genannten Luftfahr- 
zeugen im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaates unter Zollüberwachung ausge- 
baut oder sonst von Bord gebracht und dort 
gelagert werden, 

b) für diese Luftfahrzeuge in das Hoheitsgebiet 
des anderen Vertragsstaates unter Zollüber- 
wachung eingeführt und dort gelagert werden, 

bleiben frei von den in Nummer 1 bezeichneten 
Abgaben, wenn sie unter Zollüberwachung in die 
genannten Luftfahrzeuge eingebaut oder sonst 
an Bord genommen werden oder aus dem 
Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaates auf andere 
Weise als an Bord der Luftfahrzeuge wieder 
ausgeführt werden. 

Die gleiche Abgabenbefreiung wird für solche 
Ersatzteile und Ausrüstungsgegenstände gewährt, 
die unter Zollüberwachung aus entsprechenden 
Lagern anderer ausländischer Luftfahrtunter- 
nehmen entnommen und in die genannten Luft- 
fahrzeuge eingebaut oder sonst an Bord genom- 
men werden. 

3. Treibstoffe und Schmieröle, die an Bord der in 
Nummer 1 genannten Luftfahrzeuge in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates ein- 
gebracht werden, dürfen frei von Zöllen und 
sonstigen bei der Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Waren erhobenen Abgaben an Bord dieser Luft- 
fahrzeuge verbraucht werden, und zwar auch auf 
anschließenden Flügen zwischen Orten im 


lutttartygs drift och trafik inom dess territorium, skola 
tillämpas pä luftfartyg, vilka användas av företag, som 
utsetts av den andra avtalsslutande parten. 


(2) Avtalsslutande parts lagar och förordningar 
rorande ankomst tili eller avfärd fran dess terri- 
torium av flygpassagerare, besättningar, post eller gods 
(t. ex. föreskrifter rörande inresa, klarering, immigration, 
pass, tull och karantän), skola tillämpas pä flygpassage- 
rare, besättningar, post eller gods som befordras med 
luftfartyg tillhörande den andra avtalsslutande parten 
under deras uppehäll inom den förstnämnda partens 
territorium. 


Artikel 6 

De avgifter, som upptagas pä endera avtalsslutande 
partens omräde för begagnande av flygplatser och andra 
luftfartsanläggningar av luftfartyg frän den andra 
avtalsslutande parten, fä icke vara högre än de som 
uttagas av inhemska luftfartyg. 


Artikel 7 

(1) De avtalsslutande parterna medgiva följande 
avgiftslättnander för de luftfartyg, vilka av ett av den 
andra avtalsslutande parten utsett företag användas 
uteslutande i internationell lufttrafik: 

1. Luftfartyg, som ett av den ena avtalsslutande 
parten utsett företag använder, och som inflyga 
i den andra avtalsslutande partens territorium 
odi ater flyga ut därifrän eller överflyga det- 
samma tillika med ombord befintlig utrustning 
och reservdelar, skola vara befriade frän tull 
och andra vid in-, ut- och genomförsel av gods 
upptagna avgifter. 

2. Reservdelar och utrustning, vilka 

a) pä den andra avtalsslutande partens terri- 
torium under tullövervakning utmonteras ur 
under paragraf 1 nämnda luftfartyg eller pä 
annat satt uttagas ur sädant luftfartyg och 
lagras därstädes, 

b) för dessa luftfartygs räkning under tullöver- 
vakning införas tili den andra avtalsslutande 
partens territorium och lagras därstädes, 

befrias frän de i paragraf 1 angivna avgifterna, 
om de under tullövervakning inmonteras i de 
nämnda luftfartygen eller pä annat sätt ombord- 
tagas pä dessa eller äter utföras frän denna av- 
talsslutande parts territorium pä annat sätt än 
ombord pä luftfartygen. 

Samma avgiftsbefrielse beviljas för sädana re- 
servdelar och utrustning, som under tullöver- 
vakning uttagas av dylikt lager tillhörande 
andra utländska lufttrafikföretag och inmonteras 
i de nämnda luftfartygen eller pä annat sätt om- 
bordtagas pä dessa. 

3. Drivmedel och smörjoljor, vilka införas tili den 
andra avtalsslutande partens territorium ombord 
pä de i paragraf 1 nämnda luftfartygen kunna 
förbrukas ombord pä dessa luftfartyg, tritt frän 
tull och övriga vid in-, ut- och genomförsel av 
gods upptagna avgifter, och detta även pä an- 
slutande flygningar mellan platser pä denna av- 
talsslutande parts territorium. 
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Hoheitsgebiet dieses Vertragsstaates. Dies gilt 
auch für Treibstoffe und Schmieröle, die zur 
Versorgung dieser Luftfahrzeuge für Rechnung 
eines benannten Unternehmens in das Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaates unter Zoll- 
überwachung eingeführt und dort gelagert wei den, 
Für sonstige "Treibstoffe und Schmieröle, die von 
diesen Luftfahrzeugen im Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates unter Zollüberwachung 
an Bord genommen und im Fluglinienverkehr 
verbraucht werden, werden die bezeichneten 
Abgaben sowie etwaige besondere Verbrauchs- 
abgaben nicht erhoben, mit denen die Luftfahrt- 
betriebsstoffe in diesem Vertragsstaate belastet 
sind. 

4. Die an Bord der in Nummer 1 genannten Luft- 
fahrzeuge eingebrachten Nahrungs- und Genuß- 
mittel, die zum Verbrauch durch Fluggäste und 
Besatzungsmitglieder bestimmt sind, dürfen im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates frei 
von Zöllen und sonstigen bei der Ein-, Aus- und 
Durchfuhr von Waren erhobenen Abgaben zum 
alsbaldigen Verbrauch an Bord ausgegeben wer- 
den, wenn die Luftfahrzeuge bei Zwischenlan- 
dungen ständig zollamtlidi überwacht werden 
können. 

(2) Soweit für die in vorstehendem Absatz genannten 
Waren Abgaben nicht erhoben werden, unterliegen sie 
nicht den sonst für sie geltenden wirtschaftlichen Ein-, 
Aus- und Durchfuhrverboten und -beschränkungen. 

Artikel 8 

(1) Die von einem Vertragsstaat ausgestellten oder 
anerkannten Lufttüchtigkeitszeugnisse, Befähigungszeug- 
nisse und Erlaubnisscheine der Besatzung eines Luftfahr- 
zeugs werden vom anderen Vertragsstaat als gültig 
anerkannt, solange sie in Kraft sind. 

(2) Jeder der Vertragsstaaten behält sich das Recht 
vor, den Befähigungszeugnissen und Erlaubnisscheinen, 
die seinen eigenen Staatsangehörigen vom anderen 
Vertragsstaat oder einem anderen Staat ausgestellt sind, 
für Flüge über seinem eigenen Hoheitsgebiet die Aner- 
kennung zu verweigern. 

Artikel 9 

(1) Den Unternehmen jedes Vertragsstaates soll in 
billiger und gleicher Weise Gelegenheit gegeben werden, 
den Betrieb auf jeder der nach Artikel 2 Absatz 2 fest- 
gelegten Linien durchzuführen. 

(2) Beim Betrieb des internationalen Fluglinienverkehrs 
auf den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien sollen 
die benannten Unternehmen eines jeden Vertragsstaates 
auf die Interessen der Unternehmen des anderen Ver- 
tragsstaates Rücksicht nehmen, damit der ganz oder teil- 
weise auf den gleichen Linien betriebene Fluglinienver- 
kehr dieser Unternehmen nicht ungebührlich beeinträch- 
tigt wird. 

(3) Der internationale Fluglinienverkehr auf den nach 
Artikel 2 Absatz 2 festgelegten Linien soll in erster 
Linie dazu dienen, ein Beförderungsangebot zur Ver- 
fügung zu stellen, das der voraussehbaren Verkehrs- 
nachfrage nach und von dem Hoheitsgebiet des Vertrags- 
staates entspricht, der das oder die Unternehmen benannt 
hat. Das Recht dieser Unternehmen, Fluglinienverkehr 
zwischen den nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten, im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates gelegenen 
Punkten einer Linie und dritten Staaten auszuführen, 
soll im Interesse einer geordneten Entwicklung des inter- 
nationalen Luftverkehrs so ausgeübt werden, daß das 
Beförderungsangebot angepaßt ist 


Detsamnia gäller även för drivmedel och smörj- 
oljor, som införas under tullövervakning tili 
en av de avtalsslutande parternas territoriiim 
och lagras därstädes för de utsedda företagens 
räkning för dessa luftfartygs försörjning. 

För andra drivmedel och smörjoljor, som pä den 
andra avtalsslutande partens territoriiim tagas 
ombord pä dessa luftfartyg under tullövervak- 
ning och användas i lufttrafik, upptagas icke de 
angivna avgifterna eller förekommande särskilda 
förbriikningsavgifter, vilka paläggas drivmedel 
och smörjoljor för luftfartyg i denna avtals- 
slutande part, 

4. Ombord pä under paragraf 1 nämnda luftfartyg 
införda närings- och njutningsmedel, vilka äro 
avsedda för förbrukning av passagerarna och 
besättningsmedlemmarna äro inom den andra 
avtalsslutande partens territorium om de ut- 
lämnas tili omedelbar förbrukning ombord, fri- 
tagna frän tullar och övriga avgifter, som upp- 
tagas vid in-, ut- och genomförsel av gods, om 
hiftfartygen vid mellanlandningar stä under 
ständig tullövervakning. 

(2) I den män avgifter icke upptagas för de i före- 
stäende stycke omnämnda varorna, äro de ej under- 
kastade annars för dem gällande ekonomiska in-, ut- och 
genomförselförbud eller -begränsningar. 

Artikel 8 

(1] Luftvärdighetsbevis, luftfartscertifikat och tillständs- 
bevis för besättning pä luftfartyg, utfärdade eller god- 
kända av den ena avtalsslutande parten, skola tiller- 
käiinas giltighet av den andra avtalsslutande parten sä 
länge de äro i kraft. 

(2) Envar av de avtalsslutande parterna förbehäller 
sig rätt att, beträffande flygningar över dess eget ter- 
ritorium, vägra godkänna luftfartscertifikat och tiilständs- 
bevis utfärdade för dess egna medborgare av den andra 
avtalsslutande parten eller av nägon annan stat. 


Artikel 9 

(1) Envar av de avtalsslutande parternas lufttrafikföre- 
tag skall äga rättvisa och lika möjligheter att trafikera 
varje linje, som angivits i Artikel 2 stycket 2. 

(2) Vid trafikerandet av de internationella flyglinjer, 
som angivits i Artikel 2 stycket 2, skola de av envar av 
de avtalsslutande parterna utsedda företagen taga hän- 
syn tili den andra avtalsslutande partens företags in- 
tressen, sä att otillbörligt inträng icke vällas av dessa 
företag heit eller delvis pä samma linjer bedriven luft- 
trafik. 

(3) Den internationella lufttrafiken pä de i Artikel 2 
stycket 2 angivna iinjerna skall i första hand hava tili 
ändamäl att erbjuda en trafikkapacitet, som motsvarar 
det förutsebara trafikbehovet tili och frän den avtals- 
slutande parts territorium, som utsett företaget eller 
företagen. Hätten för dessa företag att utöva lufttrafik 
mellan platser pä en linje, som angivits i Artikel 2 
stycket 2 och vilka ligga inom den andra avtalsslutande 
partens territorium och tredje länder, skall i syfte av en 
ordnad utveckling av den internationella lufttrafiken ut- 
övas pä sädant sätt, att trafikkapaciteten anpassas efter: 


10 



a) an die Nachfrage nadi Verkehrsmögiidikeiten 
von und nach dem Hoheitsgebiet des Vertrags- 
staates, der das oder die Unternehmen benannt 
hat, 

b) an die in den durchflogenen Gebieten bestehende 
Verkehrsnachfrage unter Berücksichtigung der 
örtlichen und regionalen Linien, 

c) an die Anforderungen eines wirtschaftlichen Be- 
triebes der Linien des Durchgangsverkehrs. 


Artikel 10 

Die Luftfahrtbehörde des einen Vertragsstaates wird 
der Luftfahrtbehörde des anderen Vertragsstaates auf 
deren Ersuchen alle regelmäßigen oder sonstigen statisti- 
schen Unterlagen der benannten Unternehmen übermit- 
teln, die zum Zwecke der Nachprüfung der Ausnutzung 
des nach Artikel 2 Absatz 2 festgelegten internationalen 
Fluglinienverkehrs, der durch die benannten Unterneh- 
men betrieben wird, billigerweise gefordert werden 
können. Diese Unterlagen sollen alle Informationen um- 
fassen, die zur Beurteilung des Umfangs des Verkehrs 
der Unternehmen auf den festgelegten Linien und der 
Herkunft und Bestimmung dieses Verkehrs erforderlich 
sind. 

Artikel 11 

(1) Die Tarife, die auf den nach Artikel 2 Absatz 2 
festgelegten Linien für Fluggäste und Fracht anzuwenden 
sind, werden unter Berücksichtigung aller Faktoren, wie 
der Kosten des Betriebes, eines angemessenen Gewinns, 
der besonderen Gegebenheiten der verschiedenen Linien 
und der von anderen Unternehmen, welche die gleiche 
Linie ganz oder teilweise betreiben, verwendeten Tarife, 
festgesetzt. Bei der Festsetzung soll in nachstehender 
Weise verfahren werden. 

(2) Die Tarife werden, wenn möglich, für jede Linie 
durch Vereinbarung der beteiligten benannten Unter- 
nehmen festgesetzt. Hierbei sollen sich die benannten 
Unternehmen nach den Beschlüssen richten, die auf Grund 
des Tariffestsetzungsverfahrens der International Air 
Transport Association (lATA) angewendet werden kön- 
nen, oder die benannten Unternehmen sollen sich nach 
einer Beratung mit den Luftverkehrsunternehmen dritter 
Länder, welche die gleiche Linie ganz oder teilweise be- 
treiben, falls möglich, unmittelbar untereinander ver- 
ständigen. Das gleiche gilt für Agenturprovisionen, die 
in Verbindung mit den Tarifen erhoben werden. 

(3) Die auf diese Weise festgesetzten Tarife sollen den 
Luftfahrtbehörden eines jeden Vertragsstaates wenigstens 
dreißig (30) Tage vor dem in Aussicht genommenen In- 
krafttreten zur Genehmigung vorgelegt werden. Dieser 
Zeitraum kann in' besonderen Fällen verkürzt werden, 
wenn die Luftfahrtbehörden damit einverstanden sind. 

(4) Kommt zwischen den benannten Unternehmen eine 
Einigung nach Absatz 2 nidit zustande, oder erklärt sich 
ein Vertragsstaat mit den ihm nach Absatz 3 zur Ge- 
nehmigung vorgelegten Tarifen nicht einverstanden, so 
werden die Luftfahrtbehörden die Tarife derjenigen 
Linien und Linienteile, für die eine Übereinstimmung 
nicht zustandegekommen ist, durch beiderseitige Verein- 
barung festsetzen. 

(5) Kommt zwischen den Luftfahrtbehörden der beiden 
Vertragsstaaten eine Vereinbarung nach Absatz 4 nicht 
zustande, so findet Artikel 16 Anwendung. Solange der 
Schiedsspruch nicht ergangen ist, ist der Vertragsstaat, 
der sich mit einer Tarifänderung nicht einverstanden er- 
klärt, berechtigt, von dem anderen Vertragsstaat die 
Aufrechterhaltung der vorher in Kraft befindlichen Tarife 
zu verlangen. 


a) trafikbehovet tili och frän den avtalsslutande 
parts territorium, som utsett företaget eller före- 
tagen, 

b) trafikbehovet inom de omräden, som passeras 
under hänsynstagande tili lokala och regionala 
linjer, 

c) kraven pä en ekonomisk drift av de genom- 
gäende linjerna. 


Artikel 10 

Luftfartsmyndigheten i den ena avtalsslutande parten 
skall pä begäran lamna luftfartsmyndigheten i den andra 
avtalsslutande parten alla regelbundna eller andra sta- 
tistiska uppgifter rörande de utsedda företagen, som rim- 
ligtvis kunna erfordras för att granska utnyttjandet av 
den i enlighet med Artikel 2 stycket 2 fastställda inter- 
nationella lufttrafik, som bedrives av de utsedda före- 
tagen. Dessa uppgifter skola innehälla alla informationer, 
som erfordras för bedömandet av omfattningen av före- 
tagens trafik pä de fastställda linjerna samt denna tra- 
fiks Ursprungs- och bestämmelseorter. 


Artikel 11 

(1) De taxor, som skola tillämpas för passagerare och 
gods pä de enligt Artikel 2 stycket 2 fastställda linjerna, 
skola bestämmas under hänsynstagande tili alla faktorer 
säsom driftskostnader, skälig vinst, de olika linjernas 
särskilda egenskaper, liksom de taxor, som tillämpas 
av andra företag, som heit eller delvis trafikera samma 
linjer. Vid bestämmandet av taxorna skall förfaras pä 
härefter angivna sätt. 

(2) Taxorna skola om möjligt bestämmas för varje 
linje genom överenskommelse mellan de berörda ut- 
sedda företagen. Härvid skola de utsedda företagen 
ställa sig de beslut tili efterrättelse, vilka kunna vara 
tillämpliga pä grund av den internationella lufttrafik- 
organisationens (lATA) metoder för bestämmande av 
taxor, eller skola de utsedda företagen, om möjligt, efter 
konsultation med företag tillhörande tredje land, vilka 
heit eller delvis trafikera samma sträcka, söka fä tili 
stand en direkt uppgörelse sig emellan. Detsamma skall 
gälla för agentprovisioner, vilka upptagas i samband 
med taxorna. 

(3) De pä detta sätt bestämda taxorna skola för god- 
kännande underställas de bäda avtalsslutande parternas 
luftfartsmyndigheter minst trettio (30) dagar före det 
planerade ikraftträdandet. Denna tidsrymd kan, om luft- 
fartsmyndigheterna äro införstädda därmed, i särskilda 
fall förkortas. 

(4) Om de utsedda företagen icke kunna enas i en- 
lighet med stycket 2 eller om en avtalsslutande part 
förklarar sig icke kunna godtaga enligt stycket 3 under- 
ställda taxor, skola luftfartsmyndigheterna genom över- 
enskommelse sig emellan bestämma taxorna för de linjer 
eller de delar av linjer, för vilka överenskommelse icke 
kunnat träffas. 

(5) Om överenskommelse enligt stycket 4 ej kan träf- 
fas mellan de bäda avtalsslutande parternas luftfarts- 
myndigheter, skall Artikel 16 tillämpas. Sä länge skil- 
jedom icke fallit är den avtalsslutande part, som för- 
klarar sig icke kunna godtaga en taxeändring, berättigad 
att av den andra avtalsslutande parten begära bibehäl- 
landet av tidigare i kraft varande taxor. 
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Artikel 12 

(1) Jeder Vertragsstaat gewährt den benannten Unter- 
nehmen des anderen Vertragsstaates das Recht, ihren 
Hauptbüros den Überschuß der Einnahmen über die Aus- 
gaben zu den entsprechenden amtlichen Wechselkursen in 
der Währung des anderen Vertragsstaates zu übermitteln. 

(2) Die Überweisung kann auf Wunsch des Gläubigers 
auch in einer anderen Währung erfolgen, soweit dies 
nach den jeweils geltenden Devisenbestimmungen der 
Vertragsstaaten möglich ist. 

Artikel 13 

Tritt ein von beiden Vertragsstaaten angenommenes 
allgemeines multilaterales Luftverkehrsabkommen in 
Kraft, so gehen die Bestimmungen des multilateralen 
Abkommens vor. Erörterungen über die Feststellung 
inwieweit ein multilaterales Abkommen dieses Abkom- 
men aufhebt, ändert oder ergänzt, finden nach Artikel 15 
dieses Abkommens statt. 


Artikel 14 

Zwischen den Luftfahrtbehörden der Vertragsstaaten 
findet ein regelmäßiger Meinungsaustausch statt, um eine 
enge Zusammenarbeit in allen die Anwendung und Aus- 
legung dieses Abkommens berührenden Angelegenheiten 
herbeizuführen. 

Artikel 15 

(1) Eine Konsultation zur Erörterung der Auslegung, 
Anwendung oder zu Änderungen dieses Abkommens 
oder des Fluglinienplans kann jederzeit von jedem Ver- 
tragsstaat beantragt werden. Diese Konsultation beginnt 
innerhalb einer Frist von 60 Tagen nach Eingang des 
Antrags. 

(2) Vereinbarte Änderungen dieses Äbkommens treten 
entsprechend dem in Artikel 20 vorgesehenen Verfahren 
in Kraft. 

(3) Änderungen des Fliiglinienplans treten in Kraft, 
sobald sie in einem diplomatischen Notenwechsel ent- 
sprechend Ärtikel 2 Äbsatz 2 vereinbart sind. 


Artikel 16 

(1) Soweit eine Meinungsverschiedenheit über die An- 
wendung oder Auslegung dieses Abkommens nicht nach 
Artikel 14 oder 15 zwischen den Luftfahrtbehörden oder 
zwischen den Regierungen der Vertragsstaaten beigelegt 
werden kann, ist sie auf Antrag eines Vertragsstaates 
einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragsstaat einen Schieds- 
richter benennt und diese Schiedsrichter sich auf einen 
Angehörigen eines dritten Staates als Vorsitzenden 
einigen. Werden die Schiedsrichter nicht innerhalb von 
zwei Monaten benannt, nachdem ein Vertragsstaat seine 
Absicht, ein Schiedsgericht anzuriifen, bekanntgegeben 
hat, oder können die Schiedsrichter sich nicht innerhalb 
eines weiteren Monats auf einen Vorsitzenden einigen, 
so ist der Präsident des Rates der Internationalen Zivil- 
luftfahrt-Organisation zu bitten, die notwendigen Benen- 
nungen vorzunehmen. Seine Entscheidung ist für die 
Vertragsstaaten bindend. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet, wenn ihm eine güt- 
liche Regelung der Meinungsverschiedenheit nicht ge- 
lingt, mit Stimmenmehrheit. Soweit die Vertragsstaaten 
nichts anderes vereinbaren, regelt es seine Verfahrens- 
grundsätze selbst und bestimmt seinen Sitz, 


Artikel 12 

(1) Envar av de avtalsslutande parterna beviljar av 
den andra avtalsslutande parten utsedda företag rätt att 
tili sina huvudkontor överföra de belopp, varmed in- 
komsterna överstiga utgifterna i den andra avtalsslu- 
tande partens Valuta tili gällande officiella växelkurser. 

(2) Pä fordringsägarens begäran kan överföringen 
även äga rum i en annan valuta, i den man detta är 
möjligt enligt de vid ifragakommande tidpunkt gällande 
valutabestämmelserna i de avtalsslutande staterna. 


Artikel 13 

Därest en av de bada avtalsslutande parterna biträdd 
allmän multilateral luftfartsöverenskommelse träder i 
kraft, ha den multilaterala överenskommelsens bestäm- 
melser företräde. Diskussioner för att konstatera, i vilken 
utsträckning ett multilateralt avtal upphäver, ändrar eller 
kompletterar detta avtal, skola äga rum i enlighet med 
Artikel 15 i detta avtal. 


Artikel 14 

Mellan de avtalsslutande parternas luftfartsmyndig- 
heter skall ett regelbundet meningsutbyte äga rum i 
avsikt att skapa ett intimt samarbete i alla frägor, som 
röra tillämpningen och tolkningen av detta avtal. 


Artikel 15 

(1) Envar av de avtalsslutande parterna kan när som 
helst begära en konsultation för att dryfta tolkningen, 
tillämpningen eller ändringar av detta avtal eller linje- 
förteckningen. Sädan konsultation skall päbörjas inom 
en frist av 60 dagar frän mottagandet av sädan begäran. 

(2) Ändringar i avtalet, varom överenskommelse träf- 
fats, skola träda i kraft i enlighet med det i Ärtikel 20 
föreskrivna förfarandet. 

(3) Ändringar i linjeförteckningen träda i kraft sä 
snart Överenskommelse träffats genom diplomatisk note- 
växling i enlighet med Artikel 2 stycket 2. 


Artikel 16 

(1) Därest tvist rörande tillämpningen eller tolkningen 
av detta avtal icke kan biläggas i enlighet med Ar- 
tikel 14 eller 15 av de avtalsslutande parternas luftfarts- 
myndigheter eller regeringar, skall den pä begäran av 
endera parten underställas skiljedomstol. 

(2) Skiljedomstolen sammansättes frän fall tili fall pä 
sä sätt, att envar av de avtalsslutande parterna utser en 
skiljeman och dessa skiljemän enas om en medborgare 
frän tredje land som ordförande. Om skiljemännen ej 
utsetts inom tvä mänader frän det en av de avtals- 
slutande parterna meddelat sin avsikt att vädja tili 
skiljedomstol eller om skiljemännen ej inom ytterligare 
en mänad kunna enas om en ordförande, skall Presiden- 
ten i den Internationella Civila Luftfartsorganisationens 
räd anmodas att företaga de nödvändiga utnämningarna. 
Hans beslut skall vara bindande för de avtalsslutande 
parterna. 

(3) Om en tvist icke kan göras upp genom mcdling, 
avgör skiljedomstolen genom majoritetsbeslut. Därest 
de avtalsslutande parterna ej överenskomma om nägot 
annat, regierar skiljedomstolen själv sitt förhandlings- 
förfarande och bestämmer sitt säte. 
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(4) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für die Tätig- 
keit seines Schiedsrichters sowie die Hälfte der Kosten 
für die Tätigkeit des Vorsitzenden. 

(5) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den vorläufi- 
gen Maßnahmen, die im Laufe des Verfahrens angeordnet 
werden, sowie dem Schiedsspruch, der endgültig ist, nach- 
zukommen. 


Artikel 17 

Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen jeder- 
zeit kündigen. Das Abkommen endigt ein Jahr nach Ein- 
gang der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat, es 
sei denn, daß auf Grund einer Vereinbarung zwischen 
den Vertragsstaaten die Kündigung vor Ablauf dieser 
Frist rückgängig gemacht wird. 

Artikel 18 

Dieses Abkommen, alle seine Änderungen und jeder 
Notenwechsel nach Artikel 2 Absatz 2 und Artikel 15 
Absatz 3 sollen bei der Internationalen Zivilluftfahrt- 
Organisation registriert werden, 

Artikel 19 

Dieses Abkommen tritt an die Stelle aller bisherigen 
Abkommen zwischen den Vertragsstaaten über den Luft- 
verkehr und hebt diese auf. 

Artikel 20 

Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt 
in Kraft, an dem sich die Vertragsstaaten gegenseitig 
mitgeteilt haben, daß die für sie geltenden verfassungs- 
mäßigen Voraussetzungen erfüllt sind. 


ZU URKUND DESSEN haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Bonn, am 29. Januar 1957, in doppel- 
ter Urschrift in deutscher und schwedischer Sprache, wo- 
bei der Wortlaut beider Sprachen verbindlich ist. 


(4) Envar av de avtalsslutande partcrna skall täcka 
de kostnader, som uppkomma för den av den utsedde 
skiljemannens verksamhet liksom hälften av kostnader- 
na för ordförandens verksamhet. 

(5) De avtalsslutande partcrna förbinda sig att ställa 
sig tili eftcrrättelse de temporära ätgärder, varom beslut 
fattas linder skiljeförfarandet, liksom domslutet, vilket 
skall vara slutgiltigt. 

Artikel 17 

Envar av de avtalsslutande parterna kan när som 
helst uppsäga detta avtal. Avtalet upphör att gälla ett 
är frän det att uppsägningen mottagits av den andra av- 
talsslutande parten, sävida icke uppsägningen dess- 
förinnan ätcrkallats genom üvcrcnskommelse mellan de 
avtalsslutande parterna. 

Artikel 18 

Detta avtal, alla ändringar i detsamma samt varje 
noteväxling enligt Artikel 2 stycket 2 samt Artikel 15 
stycket 3 skola registreras hos den Internationella Civila 
Luftfartsorganisationen, 

Artikel 19 

Detta avtal ersätter och upphäver alla hittillsvarande 
avtal rörande lufttrafik mellan de avtalsslutande par- 
terna. 


Artikel 20 

Detta avtal träder i kraft en mänad efter den tidpunkt, 
da de bäda avtalsslutande parterna meddelat varandra, 
att de för dem gällande författningsenliga förutsättning- 
arna uppfyllts. 


TILL BEKRÄFTELSE HÄRAV ha bägge parters befull- 
mäktigade ombud undertecknat detta avtal. 

SOM SKEDDE i Bonn, den 29 januari 1957, i dubia 
Originalexemplar pä tyska och svenska spräken, vilka 
bäda texter skola äga lika vitsord. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
För Förbundsrepubliken Tyskland: 
V. Brentano 


Für das Königreich Schweden: 
För Konungariket Sverige: 
Oie J ö d a h 1 
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